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Weil sich der Thuner EVP-
Grossrat Marc Jost weder
Adrian Amstutz (SVP) noch
Christa Markwalder (FDP)
oder Ursula Wyss (SP)
im Ständerat vorstellen kann,
kandidiert er gleich selber.
«Wildfremde Leute» dankten
ihm für die Alternative, die er
biete, sagt er.

STÄNDERATSWAHL MARC JOST

Herr Jost, führen Sie einen an-
strengenden Wahlkampf?
Marc Jost: Er ist intensiver, als
ich angenommen hatte.
Ihre Partei würde sich noch mehr
Termine wünschen. Sie wehrt
sich, wenn Sie als Aussenseiter
nicht zu allen Podien eingeladen
werden.
Ich persönlich hatte weniger Ein-
ladungen erwartet. Als Politiker,
der nicht bereits auf der nationa-
len Ebene tätig ist, habe ich mich
darauf eingestellt, darum ringen
zu müssen, ebenfalls wahrge-
nommen und gehört zu werden.
Verleidet es Ihnen nicht lang-
sam, überall die Ernsthaftigkeit
Ihrer Kandidatur unterstreichen
zu müssen?
Ich habe mich darauf eingestellt,
dass diese Frage immer wieder
kommen würde. Wenn man von
der Kantonsebene für einen
Ständeratssitz kandidiert, muss
man damit rechnen. Aber für die
Wählerschaft der Mitte, die nicht
sehr liberal ist und gleichzeitig
keinen EU-Beitritt will, gab es
ohne mich keine Kandidatur. Po-
litisch biete ich eine Position an,
die die Gegenkandidaten nicht
vertreten. Würde beispielsweise
ein Regierungsrat der drei Par-
teien kandidieren, der etwas mo-
derater politisiert, wäre ich nicht
angetreten.
Sie treten an, weil Sie selber kei-
ne Kandidatur wählen könnten?
Ich hätte tatsächlich meine Mü-
he gehabt.
Fast scheint es, als wären Sie
selber von Ihrer Ständerats-
kandidatur überrascht worden.
Das stimmt. Ich begann mir erst
ernsthaft Gedanken zu machen,
als ich nicht nur aus EVP-Krei-
sen, sondern auch aus CVP-,
GLP- und BDP-Kreisen hörte, sie

müssten leere Stimmzettel einle-
gen und wüssten nicht, wen sie
wählen sollten. Politik auf natio-
naler Ebene ist mein Ziel, jetzt
bietet sich die Gelegenheit dazu.
Es ist vor allem eine Gelegenheit,
für die Nationalratswahlen be-
kannt zu werden.
Diesen Effekt nehme ich sehr
gerne in Kauf. Aber den Aus-
schlag für die Kandidatur gab die
Lücke in der Mitte.
Wie schätzen Sie Ihre Wahl-
chancen heute ein?
Normalerweise erhalten Perso-
nen in der Öffentlichkeit eher
negative Feedbacks, wenn über-
haupt. Deshalb bin ich positiv
überrascht, dass mir wildfremde
Leute schreiben, sie wüssten
jetzt, wen sie wählen könnten.
Aber zu meinen Chancen: Die
FDP hat bei den kantonalen

Wahlen zehn Prozent erreicht,
die EVP knapp sechs Prozent.
Mit der GLP und der CVP, mit de-
nen wir die Bundeshausfraktion
bilden, kamen wir auf über elf
Prozent. Jetzt kommt es darauf
an, wie sich die Basis der Parteien
verhalten wird. Ich gehe davon
aus, dass meine Kandidatur allen
drei Gegenkandidierenden Stim-
men kosten wird.
Werden Sie von CVP und GLP
unterstützt?
Ja, sie unterstützen meine Kan-
didatur offiziell.
Welche Wähler nehmen Sie
der SVP weg?
Wähler, die grundsätzlich bür-
gerlich wählen, denen die Linie
von Herrn Amstutz aber etwas zu
weit rechts ist. Für sie bin ich eine
Variante, weil ich mich auch klar
gegen einen EU-Beitritt äussere
und für den bilateralen Weg bin.
Für die beiden Frauen hingegen
ist die EU ein wichtiger Punkt.
Was spricht nebst der EU für Sie
statt für Christa Markwalder?
Sie ist sehr liberal. Ich aber sage –
gerade nach der weltweiten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise –,
dass es Regulierung und einen
Schutz der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer braucht.
Das will die linke Ursula Wyss
auch.
Gegenüber ihr hebe ich mich
durch eine andere Familien-
politik ab. In der Kinderbetreu-
ung zum Beispiel liege ich eher
auf der bürgerlich-konservativen
Linie, wenn ich sage, die fami-
lieninterne Betreuung müsse

der familienexternen Betreuung
steuerlich gleichgestellt sein.
In Sachen AKW aber halten Sie
es mit der Linken?
Hier stehen zwei Killerargumen-
te im Raum. Einerseits weist die
bürgerliche Seite zu Recht auf die
Energieknappheit hin, anderer-
seits gibt es das Problem mit der
Entsorgung des radioaktiven Ab-

falls, für das die Bürgerlichen
auch keine Lösung bieten kön-
nen. Für mich stellt sich die Fra-
ge, welches Killerargument ich
höher gewichten will. Ich finde,
wir müssen langfristig denken.
Und da wird klar, dass die Entsor-
gung unsere Kinder und Gross-
kinder vor grosse Probleme stel-
len wird. Die Energielücke hinge-
gen kommt so oder so, Uran und
Erdöl werden irgendwann ausge-
hen. Dem müssen wir uns – lieber
jetzt als später – stellen und auch
als Berner und Schweizer Alter-
nativen suchen.
Welche Rolle spielt der Glaube
in Ihrer politischen Arbeit?
Es gibt einzelne Fragen, in denen
der Glaube eine Rolle spielt. Ich
denke etwa an den Lebens-
schutzbereich, an Entwicklungs-
zusammenarbeit und den Ein-
satz für Schwache. Aber für mich
sind christliche Werte nicht nur

ZUR PERSON

Marc Jost Seit fünf Jahren sitzt
Marc Jost für die EVP im Grossen
Rat des Kantons Bern. Doch der
37-jährige Thuner hat schon län-
ger Ambitionen auf ein höheres
politisches Amt. Bei den letzten
kantonalen Wahlen kandidierte
er für den Regierungsrat, wo er
mit knapp 37000 Stimmen auf
dem 10.Platz landete. Jetzt zieht
es ihn ins Bundeshaus. Dass er
im Herbst für den Nationalrat
kandidieren würde, stand für ihn
schon länger fest. In Thun hat er
sich letztes Jahr auch um einen
Sitz im Gemeinderat beworben.
Jost ist verheiratet und Vater

dreier Kinder. Er ist Lehrer und
Pfarrer. Während sieben Jahren
arbeitete er als Pfarrer im Evan-
gelischen Gemeinschaftswerk,
einem eigenständigen Werk in-
nerhalb der reformierten Lan-
deskirche. Seit Herbst 2010 ist
Jost Geschäftsführer von Interac-
tion, einem Verband christlicher
Hilfswerke. Armutsbekämpfung
sei ihm schon immer ein Anlie-
gen gewesen, jetzt könne er sich
noch konzentrierter diesem The-
ma widmen, sagt Jost. Selber be-
zeichnet er sich als «Mann der
Mitte» und als «politischen Brü-
ckenbauer». sgs

Marc Jost im Ständeratssaal. «Politik auf nationaler Ebene ist mein Ziel, jetzt bietet sich die Gelegenheit dazu.» Andreas Blatter

«Es gibt Fragen,
in denen der Glaube
eine Rolle spielt.»

in der Sachpolitik wichtig. Ich ha-
be an mich den Anspruch, auch
im Wahlkampf den politischen
Gegner nicht als Feind zu sehen.
Werden Sie eigentlich von der
offiziellen Kirche unterstützt?
Davon hätte ich nichts gehört.
Ich habe sowieso den Grundsatz,
dass sich Kirchen nicht für Par-
teien oder Personen aussprechen
sollten. Die Kirche soll politisch
werden, wenn es um Religions-
freiheit, Bewahrung der Schöp-
fung und den Schutz der Schwa-
chen geht.
Was können Sie für den Kanton
Bern erreichen, wenn Sie
im Bundeshaus kaum vernetzt
sind?
Ich muss das relativieren. Ich ha-
be von 2003 bis 2006 Bundes-
haus-Erfahrung gesammelt als
politischer Mitarbeiter von EVP-
Nationalrat Heiner Studer. Aber
zur Frage, was ich dem Kanton
Bern bieten kann: Ich kenne die
kantonale Politik aus den letzten
viereinhalb Jahren sehr aktuell,
während die andern drei schon
weiter weg sind. Es kommt ja
nicht von ungefähr, dass häufig
auch Regierungsräte für den
Ständerat kandidieren und di-
rekt aus der Kantonspolitik in
den Ständerat gewählt werden.
Ihnen fehlt Exekutiverfahrung.
Aber hier geht es um Parlaments-
arbeit. Miteinander reden, ge-
meinsam Lösungen suchen und
diskutieren, um einen Kompro-
miss zu finden, entsprechen mei-
nem Persönlichkeitstyp.

Interview: Susanne Graf

MOBILFUNK-LIZENZEN

Auktionsverfahren
verzögert sich
Der grösste Ausbau des Schwei-
zer Mobilfunknetzes seit vielen
Jahren geht nicht ohne Neben-
geräusche vor sich. Die Verstei-
gerung aller Schweizer Mobil-
funkfrequenzen, die ursprüng-
lich vor den Sommerferien über
die Bühne hätte gehen sollen,
verzögert sich. Grund dafür sind
Fragen, welche die interessierten
Unternehmen bei der Eidg. Kom-
munikationskommission (Com-
Com) deponiert haben. sda

ZÜRICH–MAILAND

Ohne Umsteigen
Ab dem 14. Februar können alle
Zugpassagiere auf der Strecke
zwischen Zürich und Mailand
während der ganzen Fahrt sitzen
bleiben. Das Umsteigen in Chi-
asso bei einzelnen Zugverbin-
dungen fällt weg. Grund für die
Zugwechsel an der Grenze war
der Einsatz von ICN-Zügen, die
nicht auf dem italienischen Stre-
ckennetz verkehren konnten. Sie
kamen zum Einsatz, weil die stö-
rungsanfälligen Cisalpino-Züge
überprüft werden mussten. sda

CVP

Mit C-Banner in
den Wahlkampf
Neun Monate vor den eidgenös-
sischen Wahlen hebt die CVP das
C in ihrem Namen hervor und
will ihrem Wahlkampf mit dem
Prädikat «christlich» Schwung
verleihen. Die Parteileitung ver-
abschiedete zu diesem Zweck vor
kurzem ein Positionspapier «Das
C im Namen der CVP». Das Pa-
pier ist Ergebnis einer Umfrage
vom April 2010. sda

WAFFEN-INITIATIVE

Bürgerliche Frauen
sagen Nein
Vertreterinnen des überpartei-
lichen Frauenkomitees «Nein
zur nutzlosen und irreführenden
Waffen-Initiative» haben ihre
Argumente gegen die Initiative
präsentiert. Politikerinnen von
SVP, CVP und FDP sind über-
zeugt, dass die Waffen-Initiative
die Sicherheit für Frauen und
Familien nicht erhöhe. pd

PKK

Keine Rechtshilfe
an Frankreich
Das Bundesstrafgericht in Bel-
linzona verwehrt Frankreich
Rechtshilfe zu Ermittlungen ge-
gen Rekrutierer für die kurdische
Arbeiterpartei (PKK). Gemäss
den Richtern wurde nicht aus-
reichend dargelegt, inwiefern die
PKK eine Terrororganisation
sein soll. Frankreich führt gegen
eine heute 21-Jährige ein Straf-
verfahren wegen des Verdachts
auf Beteiligung an einer krimi-
nellen Vereinigung. sda

InKürze

GROSSER RAT Wegen SVP-
Grossrat Erich Hess musste das
Berner Kantonsparlament
gestern wieder eine halbe
Stunde für das Rauchverbot
aufwenden.

Als SVP-Grossrat Erich Hess
(Bern) gestern eine Motion vor-
stellte, die den Titel trug «Das
kantonale Rauchverbot ist über-
flüssig», stieg der Lärmpegel im
Grossen Rat. Ruedi Löffel (EVP,
Münchenbuchsee) erstaunte das
Desinteresse nicht: «Wenn etwas
überflüssig ist, dann sicher nicht

das Rauchergesetz, sondern die-
ser Vorstoss.» Flavia Wasserfal-
len (SP, Bern), sprach von «kal-
tem Kaffee», und Fritz Reber
(SVP, Schangnau) meinte: «Wenn
der Motionär bei der Beratung
der Gesetzesvorlage dabei gewe-
sen wäre, hätte er den Vorstoss
wohl nicht eingereicht.» Kurz:
Gestern mochte im Grossen Rat
niemand ernsthaft die Berner
Regelung in Frage stellen. Mit
143 zu 4 Stimmen lehnte der Rat
die Motion ab – nachdem er Hess
eine halbe Stunde Aufmerksam-
keit gewidmet hatte. sgs

Eine halbe Stunde für Hess
LITERATUR Die Dichterin und
Ordensfrau Silja Walter ist
gestern 91-jährig im Kloster
Fahr AG gestorben.

Zu ihrem Neunzigsten hatte sich
Cécile «Silja» Walter, Ordensname
Maria Hedwig, noch einen Inter-
netzugang gewünscht, den ihr die
Priorin des Klosters Fahr, in dem
sie über sechzig Jahre als Benedik-
tinerin gelebt und gewirkt hatte,
gerne gewährte. Silja Walters Vater
war Verleger, Schriftsteller und
Nationalrat, ihr Bruder der
Schriftsteller Otto F.Walter.

Mit über 60 Werken hat sie ei-
nes der reichsten Œeuvres der
Schweizer Literaturgeschichte
vorzuweisen. Ihr mehrfach aus-
gezeichnetes Werk umfasst nicht
nur Lyrik und Prosabände, son-
dern auch Festspiele, Oratorien
und wichtige theologische Texte.
Ihre erfolgreichsten Bücher wa-
ren jedoch die «weltlichen»: Ei-
nen Bestseller landete sie etwa
mit dem Gesprächsband «Eine
Insel finden» (1984). Noch er-
folgreicher war acht Jahre später
ihre Familiengeschichte «Der
Wolkenbaum». sda

Silja Walter ist tot
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ANZEIGE

«Ich habe Erfahrung im Bundeshaus»


